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Kleine Anfrage 5751 
 
der Abgeordneten Angela Freimuth und Franziska Müller-Rech   FDP 
 
 
Wie unterstützt die Landesregierung die Digitalisierung als Grundlage für den Einsatz 
von KI in kommunalen Verwaltungen? 
 
Die digitale Transformation der öffentlichen Verwaltung ist nicht nur ein Gebot der Effizienz, 
sondern die unabdingbare Grundlage für den verantwortungsvollen und zukunftsgerichteten 
Einsatz von Künstlicher Intelligenz (KI) in kommunalen Strukturen. Kommunen übernehmen 
dabei eine doppelte Rolle: Sie sind einerseits zentrale Leistungsträger staatlichen Handelns 
vor Ort und andererseits Innovationsmotoren im direkten Kontakt mit Bürgerinnen, Bürgern 
und Unternehmen. Gerade deshalb sind sie prädestiniert dafür, KI-Anwendungen etwa zur 
Prozessautomatisierung, Entscheidungsunterstützung oder Ressourcenoptimierung frühzeitig 
zu erproben und umzusetzen. 
 
Rechtlich liegt die Verantwortung für die Ausgestaltung der Verwaltung bei den Kommunen 
selbst – gesichert durch die kommunale Selbstverwaltungsgarantie gemäß Art. 28 Abs. 2 GG 
i.V.m. Art. 28 Abs. 1 Verf NRW. Dennoch ist das Land Nordrhein-Westfalen in der Pflicht, durch 
gezielte Maßnahmen die Voraussetzungen für eine moderne, leistungsfähige Verwaltung auf 
kommunaler Ebene zu schaffen. Dies umfasst insbesondere eine flächendeckend verfügbare 
digitale Infrastruktur, angemessene Förderbedingungen, die Bereitstellung standardisierter IT-
Komponenten sowie einheitliche Regelungen für Datenschutz, Schnittstellen und Open-Data-
Formate. 
 
Die kommunalen Spitzenverbände in Nordrhein-Westfalen haben zuletzt deutlich gemacht, 
dass der Übergang zur digitalen Verwaltung bislang zu langsam verläuft.1 Zwar existieren 
Leuchtturmprojekte wie die „Digitalen Modellregionen“, doch es mangelt an flächendeckender 
Umsetzungsdynamik, transparenter Koordination und kontinuierlicher finanzieller Förderung. 
Auch die im Onlinezugangsgesetz (OZG) gesetzten Impulse haben bislang nicht zu einem 
nachhaltigen Digitalisierungsschub geführt, der über die bloße Antragsdigitalisierung 
hinausgeht. 
 
Dabei wird insbesondere deutlich: Der Einsatz von KI in der kommunalen Verwaltung setzt 
medienbruchfreie Gesamtprozesse, interoperable Dateninfrastrukturen, digitale Register, 
nutzerorientierte Verwaltungszugänge und qualifiziertes Personal voraus. Ohne diese 
Grundlagen bleibt KI ein theoretisches Potenzial, das in der Praxis nicht gehoben werden 
kann. Gleichzeitig zeigen Modellprojekte in anderen Ländern und auf kommunaler Ebene in 
Nordrhein-Westfalen, aber auch in der freien Wirtschaft, dass dort, wo Infrastruktur, Expertise 
und rechtliche Klarheit zusammenkommen, KI bereits heute zur Effizienzsteigerung beiträgt – 

 
1 Gerhard Kussel, Sandra Pavleka, Christoph M. Schmidt: Innovationssystem Deutschland: Effizienz 
und Agilität der öffentlichen Verwaltung erhöhen, 03.06.2024, abgerufen unter: 
https://www.acatech.de/publikation/innovationssystem-verwaltung/ (letzter Zugriff: 15.05.2025). 
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etwa bei der automatisierten Analyse von Anträgen, der Priorisierung von Vorgängen oder der 
intelligenten Steuerung von Ressourcen. 
 
Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob die Landesregierung bereits eine koordinierte 
Strategie verfolgt, die Kommunen beim Übergang zu einer KI-fähigen Verwaltung zu begleiten 
– nicht zuletzt mit Blick auf dringend notwendige Qualifizierungsangebote für 
Verwaltungsmitarbeitende, übergreifende IT-Standards, transparente Förderprogramme und 
eine bessere Vernetzung kommunaler Akteure. Nur wenn das Land seinen Beitrag zur 
digitalen Grundausstattung und strategischen Rahmensetzung leistet, kann die kommunale 
Selbstverwaltung ihr Innovationspotenzial in Zeiten des digitalen Wandels voll entfalten. 
 
 
Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesregierung: 
 
1. Welche Maßnahmen ergreift die Landesregierung aktuell zur flächendeckenden 

Verbesserung der digitalen Infrastruktur in den kommunalen Verwaltungen als 
Voraussetzung für den Einsatz von KI? 

 
2. Welche konkreten Unterstützungsangebote stellt die Landesregierung den Kommunen 

zur Verfügung, um rechtliche und technische Hürden bei der Einführung KI-gestützter 
Verwaltungsprozesse zu überwinden? 

 
3. In welchem Umfang stellt die Landesregierung finanzielle Fördermittel für kommunale 

Digitalisierungsprojekte mit Bezug zu KI-Anwendungen zur Verfügung? 
 
4. Welche Angebote zur Aus- und Weiterbildung für kommunale Beschäftigte im Bereich 

Digitalisierung und Künstliche Intelligenz werden seitens des Landes bereitgestellt? 
 
5. Wie will die Landesregierung in Abstimmung mit den Kommunalen Spitzenverbänden 

eine Strategie zur Integration von KI den kommunalen Verwaltungen erarbeiten? 
 
 
 
Angela Freimuth 
Franziska Müller-Rech 
 


